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ORF Beitrag  
für Unternehmer ab 2024 

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 4

Vor dem Jahreswechsel ist die Arbeitsbelastung bei jedem sehr 
groß. Vieles muss unbedingt noch vor dem 31.12. erledigt 
werden (für Bilanzierende gilt dies meist, wenn sich das Wirt-
schaftsjahr mit dem Kalenderjahr deckt). Trotzdem sollte man 
sich ausreichend Zeit nehmen, um seine Steuersituation noch-
mals zu überdenken.

1. Gewinnfreibetrag bei Einzelunternehmen und 
betrieblicher Mitunternehmerschaft

Der Gewinnfreibetrag besteht aus zwei Teilfreibeträgen.  
Das sind der Grundfreibetrag und der investitionsbedingte 
Freibetrag.

Wird nicht investiert, so steht natürlichen Personen (mit 
betrieblichen Einkünften) für 2023 jedenfalls der Grundfrei-
betrag in Höhe von 15 % des Gewinns, höchstens aber bis zu 
einem Gewinn in Höhe von € 30.000,00 zu (maximaler Frei-
betrag € 4.500,00).

Übersteigt der Gewinn € 30.000,00, kann ein investitionsbe-
dingter Gewinnfreibetrag hinzukommen, der davon abhängt, 
in welchem Umfang der übersteigende Freibetrag durch 
bestimmte Investitionen im jeweiligen Betrieb gedeckt ist.

Dieser beträgt: 

 • bis € 175.000,00 Gewinn: 13 % Gewinnfreibetrag
 • für die nächsten € 175.000,00 (bis € 350.000,00) Gewinn: 
7 % Gewinnfreibetrag

 • für die nächsten € 230.000,00 (bis € 580.000,00) Gewinn: 
4,5 % Gewinnfreibetrag

 • ab € 580.000,00 Gewinn: kein Gewinnfreibetrag 
(Höchstsumme Gewinnfreibetrag daher: € 45.950,00)

Nicht vergessen: Beim investitionsbedingten Gewinnfrei-
betrag müssen Sie tatsächlich in bestimmte abnutzbare, neue, 
körperliche Wirtschaftsgüter mit einer Mindestnutzungsdauer 
von mindestens vier Jahren investieren – auch begünstigt ist 
die Investition in bestimmte Wertpapiere.
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Beachten Sie aber die per Gesetz ausge-
schlossenen Investitionen, wie beispiels-
weise PKW und Kombi (außer Fahrschul- 
kraftfahrzeuge und über 80%ige Perso-
nenbeförderung).

2. Erwerb von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern

Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten  
bis € 1.000,00 können im Jahr der An-
schaffung voll abgeschrieben werden. 
Daher sollten Sie diese noch bis zum  
Jahresende anschaffen, wenn eine 
Anschaffung für (Anfang) 2024 ohnehin 
geplant ist. 

Hinweis: 
Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern ist 
die Verausgabung maßgeblich.

3. Halbjahresabschreibung für kurz vor 
Jahresende getätigte Investitionen

Eine Absetzung für Abnutzung (AfA) 
kann erst ab Inbetriebnahme des jewei-
ligen Wirtschaftsgutes geltend gemacht 
werden. Erfolgt die Inbetriebnahme des 
neu angeschafften Wirtschaftsgutes 
noch kurzfristig bis zum 31.12.2023, 
steht eine Halbjahres-AfA zu.

4. Vorzeitige Abschreibung bei 
Gebäuden

Für Gebäude, die nach dem 30.6.2020 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, kann unter bestimmten Voraus- 
setzungen im ersten Jahr die Abschrei-
bung höchstens das Dreifache des bis-
her gültigen Prozentsatzes, im Folgejahr 
höchstens das Zweifache betragen. 

Die Halbjahresabschreibungsregelung 
ist dabei nicht anzuwenden, sodass auch 
bei Anschaffung, Herstellung oder Ein-
lage im zweiten Halbjahr der volle Jah-
res-AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

5. Investitionsfreibetrag

Bei der Anschaffung oder Herstellung 
von bestimmten Wirtschaftsgütern des 
abnutzbaren Anlagevermögens kann 
zusätzlich zur Abschreibung ein Investi-
tionsfreibetrag (IFB) in Höhe von 10 % 
bzw. 15 % der Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten als Betriebsausgabe 
unter Beachtung einer Reihe von Voraus-
setzungen geltend gemacht werden. Ins-
besondere ist eine Behaltefrist von vier 
Jahren zu beachten. Der Investitionsfrei-
betrag kann auch von Kapitalgesellschaf-
ten geltend gemacht werden. Beachten 

Sie aber die per Gesetz ausgeschlossenen 
Investitionen.

6. Steuerstundung (Zinsgewinn) durch 
Gewinnverlagerung bei Bilanzierern

Eine Gewinnverschiebung in das Folge-
jahr bringt immerhin einen Zinsgewinn 
durch Steuerstundung. Im Jahresab-
schluss (bei bilanzierenden Unterneh-
men) sind unfertige Erzeugnisse (Halb-
fabrikate), Fertigerzeugnisse und noch 
nicht abrechenbare Leistungen (halbfer-
tige Arbeiten) grundsätzlich nur mit den 
bisher angefallenen Kosten zu aktivieren. 
Die Gewinnspanne wird erst mit der Aus-
lieferung des Fertigerzeugnisses bzw. mit 
der Fertigstellung der Arbeit realisiert. 
(Anzahlungen werden nicht ertrags-
wirksam eingebucht, sondern lediglich 
als Passivposten.)

Zudem ist 2023 zu beachten, dass im 
Jahr 2024 der Körperschaftsteuersatz 
und der Einkommensteuersatz gesenkt 
werden.

Daher: 
Die Auslieferung des Fertigerzeugnis-
ses – wenn möglich – mit Abnehmern 
für den Jahresbeginn 2024 vereinbaren. 
Arbeiten sollten erst mit Beginn 2024 
fertiggestellt werden. Die Fertigstellung 
muss für das Finanzamt dokumentiert 
werden.

7. Glättung der Progression bzw. 
Gewinnverlagerung bei Einnahmen-
Ausgaben-Rechnern

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern gilt 
(mit Ausnahmen) das Zufluss-Abfluss-
Prinzip. Dabei ist darauf zu achten, dass 
grundsätzlich nur Zahlungen ergebnis-
wirksam sind (den Gewinn verändern) 
und nicht der Zeitpunkt des Entstehens 
der Forderung oder Verbindlichkeit, 
wie dies bei der doppelten Buchhaltung  
(= Bilanzierung) der Fall ist. 

Beim Zufluss-Abfluss-Prinzip sind insbe-
sondere für regelmäßig wiederkehrende 
Einnahmen und Ausgaben die Regelun-
gen zur fünfzehntägigen Zurechnungs-
frist zu beachten.

8. Forschungsprämie

Es kann unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Forschungsprämie pro Jahr 
in Höhe von 14 % der Forschungsauf-
wendungen geltend gemacht werden 
(soweit nicht durch steuerfreie Förde-
rungen gedeckt). 

9. Letztmalige Möglichkeit der Arbeit-
nehmerveranlagung für das Jahr 
2018

Mit Jahresende läuft die Fünf-Jahres-Frist 
für die Antragstellung der Arbeitnehmer-
veranlagung 2018 aus.

10.   Teuerungsprämie

Zulagen und Bonuszahlungen, die der 
Arbeitgeber in 2023 aufgrund der Teuer-
ung zusätzlich gewährt (Teuerungsprä-
mie), sind

 • bis € 2.000,00 pro Jahr steuerfrei und 
zusätzlich

 • bis € 1.000,00 pro Jahr steuerfrei, wenn 
die Zahlung aufgrund einer bestimm-
ten lohngestaltenden Vorschrift erfolgt 
(für alle Arbeitnehmer oder bestimmte 
Arbeitnehmergruppen).

Weitere Voraussetzungen sind zu be-
achten.

11.   Registrierkasse

Bei Verwendung einer Registrierkasse 
ist mit Ende des Kalenderjahres (auch 
bei abweichenden Wirtschaftsjahren) 
ein signierter Jahresbeleg (Monatsbeleg 
vom Dezember) auszudrucken, zu prü-
fen und aufzubewahren. 

Die Überprüfung des signierten Jahres-
beleges ist verpflichtend (lt. BMF-Info bis 
spätestens 15. Februar des Folgejahres) 
und kann manuell mit der BMF Beleg-
check-App oder automatisiert durch Ihre 
Registrierkasse durchgeführt werden.

Zumindest quartalsweise ist das vollstän-
dige Datenerfassungsprotokoll extern zu 
speichern und aufzubewahren. 

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Wie bereits im Vorjahr beschlossen, 
wurden heuer per Verordnung die 
Einkommensteuertarifstufen sowie 
diverse Absetzbeträge um zwei Drittel 
der Inflation angehoben. Für das letzte 
Drittel wird mit dem sogenannten 
Progressionsabgeltungsgesetz 2024 
(PrAG 2024) das Einkommensteuer-
gesetz geändert. Mit diesem Gesetz 
sollen unter anderem die Tarifgren-
zen der ersten bis vierten Tarifstufe in 
jeweils unterschiedlichem prozentuel-
len Ausmaß an die Inflationsrate ange-
passt werden.

Daraus ergeben sich folgende Tarif-
stufen für 2024:

Auch diverse Absetzbeträge samt der 
SV-Rückerstattung sowie mit diesen 
in Zusammenhang stehende Grenz-
beträge für Einschleifungen wurden 
erhöht.

Das Progressionsabgeltungsgesetz 
2024 lag bei Drucklegung dieses Arti-
kels als Regierungsvorlage vor und kann  
sich noch ändern. Die weitere Gesetzes- 
werdung bleibt abzuwarten. 

WAS BEWIRKT DIE INFLATIONSANPASSUNG BEIM 
EINKOMMENSTEUERTARIF FÜR 2024?

Tarifstufen 2023 in € Tarifstufen 2024 in € Steuersatz

 0,00 bis 11.693,00 0,00 bis 12.816,00 0 %

über 11.693,00 bis 19.134,00 über 12.816,00 bis 20.818,00 20 %

über 19.134,00 bis 32.075,00 über 20.818,00 bis 34.513,00 30 %

über 32.075,00 bis 62.080,00 über 34.513,00 bis 66,612,00
2024: 40 %
2023: 41 %*

über 62.080,00 bis 93.120,00 über 66.612,00 bis 99.266,00 48 %

über 93.120,00 bis 1 Mio. über 99.266,00 bis 1 Mio. 50 %

über € 1 Mio. über € 1 Mio. 55 %

* Mischtarif

Welche Änderungen bringt das  
Progressionsabgeltungsgesetz 2024?

Mit dem Progressionsabgeltungsgesetz 
2024 (PrAG 2024) soll das Einkommen-
steuergesetz geändert werden. Neben 
der Anpassung der Tarifstufen und 
bestimmter Absetzbeträge an die In- 
flation (siehe dazu gesonderter Artikel) 
sind auch weitere Änderungen vorge-
sehen:

Verlängerung der steuerlichen  
Regelungen zum Homeoffice

Ist man als Arbeitnehmer im Home-
office tätig, so können ein Homeoffice-
Pauschale und auch begrenzt Kosten für 
die Anschaffung ergonomischen Mobi-
liars steuerlich geltend gemacht wer-
den. Diese bis dato bis Ende 2023 befris-
teten steuerlichen Regelungen sollen 
unbefristet verlängert werden.

Begünstigte Überstunden

Die steuerfreien Beträge für Schmutz-, 
Erschwernis- und Gefahrenzulagen sowie 
Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 

und Nachtarbeit und mit diesen Arbei-
ten zusammenhängende Überstunden-
zuschläge sollen auf € 400,00 (bisher  
€ 360,00) erhöht werden. Für die Kalen-
derjahre 2024 und 2025 sollen befristet 
für die ersten 18 Überstundenzuschläge 
im Monat bis zu € 200,00 steuerfrei  
ausbezahlt werden können. Ab 2026 
soll der höchstmögliche steuerfreie 
Zuschlag für die ersten zehn Über-
stunden im Monat € 120,00 (bisher  
€ 86,00) betragen.

Kindermehrbetrag

Der Kindermehrbetrag soll von  
€ 550,00 auf € 700,00 erhöht werden. 
Auch Wochengeld soll im Zusammen-
hang mit dem Kindermehrbetrag nicht 
anspruchsschädlich sein.

Zuschüsse des Arbeitgebers für  
Kinderbetreuung

Die Zuschüsse des Arbeitgebers für die 
Betreuung von Kindern sollen bis höchs-

tens € 2.000,00 pro Kind und Kalender-
jahr von der Lohnsteuer befreit sein 
(bisher € 1.000,00). Bei den Voraus-
setzungen wurde nun ergänzt, dass die 
nachgewiesenen Kosten für die Kinder-
betreuung auch vom Arbeitgeber ganz 
oder teilweise ersetzt werden können. 
Zudem wurde die Altersgrenze für die 
betroffenen Kinder von 10 auf 14 Jahre 
erhöht.

Weiters soll nun in einer eigenen Bestim-
mung normiert werden, dass auch der 
geldwerte Vorteil aus der Benützung 
einer arbeitgebereigenen elementa-
ren Bildungseinrichtung, die durch alle 
Arbeitnehmer oder bestimmte Grup-
pen von Arbeitnehmern sowie durch 
betriebsfremde Personen genutzt wer-
den kann, von der Einkommensteuer 
befreit ist.

Gewinnfreibetrag

Auch die Betragsgrenze für den Grund-
freibetrag des Gewinnfreibetrages soll 
angepasst werden. Dieser soll ab 2024 
für die ersten € 33.000,00 (bisher  
€ 30.000,00) des Gewinns 15 % (maxi-
mal also € 4.950,00, statt bisher  
€ 4.500,00) betragen.

Das Progressionsabgeltungsgesetz 2024 
lag bei Drucklegung dieses Artikels als 
Regierungsvorlage vor. Die weitere 
Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. 
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Beachten Sie aber die per Gesetz ausge-
schlossenen Investitionen, wie beispiels-
weise PKW und Kombi (außer Fahrschul- 
kraftfahrzeuge und über 80%ige Perso-
nenbeförderung).

2. Erwerb von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern

Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten  
bis € 1.000,00 können im Jahr der An-
schaffung voll abgeschrieben werden. 
Daher sollten Sie diese noch bis zum  
Jahresende anschaffen, wenn eine 
Anschaffung für (Anfang) 2024 ohnehin 
geplant ist. 

Hinweis: 
Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern ist 
die Verausgabung maßgeblich.

3. Halbjahresabschreibung für kurz vor 
Jahresende getätigte Investitionen

Eine Absetzung für Abnutzung (AfA) 
kann erst ab Inbetriebnahme des jewei-
ligen Wirtschaftsgutes geltend gemacht 
werden. Erfolgt die Inbetriebnahme des 
neu angeschafften Wirtschaftsgutes 
noch kurzfristig bis zum 31.12.2023, 
steht eine Halbjahres-AfA zu.

4. Vorzeitige Abschreibung bei 
Gebäuden

Für Gebäude, die nach dem 30.6.2020 
angeschafft oder hergestellt worden 
sind, kann unter bestimmten Voraus- 
setzungen im ersten Jahr die Abschrei-
bung höchstens das Dreifache des bis-
her gültigen Prozentsatzes, im Folgejahr 
höchstens das Zweifache betragen. 

Die Halbjahresabschreibungsregelung 
ist dabei nicht anzuwenden, sodass auch 
bei Anschaffung, Herstellung oder Ein-
lage im zweiten Halbjahr der volle Jah-
res-AfA-Betrag aufwandswirksam ist.

5. Investitionsfreibetrag

Bei der Anschaffung oder Herstellung 
von bestimmten Wirtschaftsgütern des 
abnutzbaren Anlagevermögens kann 
zusätzlich zur Abschreibung ein Investi-
tionsfreibetrag (IFB) in Höhe von 10 % 
bzw. 15 % der Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten als Betriebsausgabe 
unter Beachtung einer Reihe von Voraus-
setzungen geltend gemacht werden. Ins-
besondere ist eine Behaltefrist von vier 
Jahren zu beachten. Der Investitionsfrei-
betrag kann auch von Kapitalgesellschaf-
ten geltend gemacht werden. Beachten 

Sie aber die per Gesetz ausgeschlossenen 
Investitionen.

6. Steuerstundung (Zinsgewinn) durch 
Gewinnverlagerung bei Bilanzierern

Eine Gewinnverschiebung in das Folge-
jahr bringt immerhin einen Zinsgewinn 
durch Steuerstundung. Im Jahresab-
schluss (bei bilanzierenden Unterneh-
men) sind unfertige Erzeugnisse (Halb-
fabrikate), Fertigerzeugnisse und noch 
nicht abrechenbare Leistungen (halbfer-
tige Arbeiten) grundsätzlich nur mit den 
bisher angefallenen Kosten zu aktivieren. 
Die Gewinnspanne wird erst mit der Aus-
lieferung des Fertigerzeugnisses bzw. mit 
der Fertigstellung der Arbeit realisiert. 
(Anzahlungen werden nicht ertrags-
wirksam eingebucht, sondern lediglich 
als Passivposten.)

Zudem ist 2023 zu beachten, dass im 
Jahr 2024 der Körperschaftsteuersatz 
und der Einkommensteuersatz gesenkt 
werden.

Daher: 
Die Auslieferung des Fertigerzeugnis-
ses – wenn möglich – mit Abnehmern 
für den Jahresbeginn 2024 vereinbaren. 
Arbeiten sollten erst mit Beginn 2024 
fertiggestellt werden. Die Fertigstellung 
muss für das Finanzamt dokumentiert 
werden.

7. Glättung der Progression bzw. 
Gewinnverlagerung bei Einnahmen-
Ausgaben-Rechnern

Bei Einnahmen-Ausgaben-Rechnern gilt 
(mit Ausnahmen) das Zufluss-Abfluss-
Prinzip. Dabei ist darauf zu achten, dass 
grundsätzlich nur Zahlungen ergebnis-
wirksam sind (den Gewinn verändern) 
und nicht der Zeitpunkt des Entstehens 
der Forderung oder Verbindlichkeit, 
wie dies bei der doppelten Buchhaltung  
(= Bilanzierung) der Fall ist. 

Beim Zufluss-Abfluss-Prinzip sind insbe-
sondere für regelmäßig wiederkehrende 
Einnahmen und Ausgaben die Regelun-
gen zur fünfzehntägigen Zurechnungs-
frist zu beachten.

8. Forschungsprämie

Es kann unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Forschungsprämie pro Jahr 
in Höhe von 14 % der Forschungsauf-
wendungen geltend gemacht werden 
(soweit nicht durch steuerfreie Förde-
rungen gedeckt). 

9. Letztmalige Möglichkeit der Arbeit-
nehmerveranlagung für das Jahr 
2018

Mit Jahresende läuft die Fünf-Jahres-Frist 
für die Antragstellung der Arbeitnehmer-
veranlagung 2018 aus.

10.   Teuerungsprämie

Zulagen und Bonuszahlungen, die der 
Arbeitgeber in 2023 aufgrund der Teuer-
ung zusätzlich gewährt (Teuerungsprä-
mie), sind

 • bis € 2.000,00 pro Jahr steuerfrei und 
zusätzlich

 • bis € 1.000,00 pro Jahr steuerfrei, wenn 
die Zahlung aufgrund einer bestimm-
ten lohngestaltenden Vorschrift erfolgt 
(für alle Arbeitnehmer oder bestimmte 
Arbeitnehmergruppen).

Weitere Voraussetzungen sind zu be-
achten.

11.   Registrierkasse

Bei Verwendung einer Registrierkasse 
ist mit Ende des Kalenderjahres (auch 
bei abweichenden Wirtschaftsjahren) 
ein signierter Jahresbeleg (Monatsbeleg 
vom Dezember) auszudrucken, zu prü-
fen und aufzubewahren. 

Die Überprüfung des signierten Jahres-
beleges ist verpflichtend (lt. BMF-Info bis 
spätestens 15. Februar des Folgejahres) 
und kann manuell mit der BMF Beleg-
check-App oder automatisiert durch Ihre 
Registrierkasse durchgeführt werden.

Zumindest quartalsweise ist das vollstän-
dige Datenerfassungsprotokoll extern zu 
speichern und aufzubewahren. 

www.schmollmueller-partner.at
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Krisen eines Unternehmens enden im schlimmsten Fall 
mit schwindender Liquidität und letztendlich dem Kon-
kurs des Unternehmens. Nur wo und wann beginnen 
Unternehmenskrisen?

Hier werden in der Literatur oft folgende Phasen dargestellt: 
1.   Stakeholder-Krise
2.   Strategische Krise
3.   Rentabilitätskrise
4.   Ertragskrise
5.   Liquiditätskrise

Die Stakeholder-Krise wird dabei als ein möglicher 
Ausgangspunkt einer Krise beschrieben. Stakehol-
der eines Unternehmens sind Gesellschafter, Eigentü-
mer, Geschäftsführer, Arbeitnehmer sowie Banken und 
diverse andere Gläubiger. Der Verlauf einer Stakeholder-
Krise ist meist schleichend.

Bei Konflikten zwischen diesen Gruppen entstehen Rei-
bungsverluste sowie verzögerte und verhinderte not-
wendige Entscheidungen – eine Lähmung des Unter-
nehmens droht. Die Ausrichtung des Unternehmens 
wird unklar. Weitere typische Merkmale dieser Krise sind 
Streit unter anderem unter den Führungskräften, stei-
gende Personalfluktuation und abnehmende Leistungs-
bereitschaft der Mitarbeiter. Die Gründe sind oft in feh-
lender und mangelnder Kommunikation zu finden. Die 
Lösung und Überwindung einer Stakeholder-Krise liegt 
im Suchen und Finden eines gemeinsamen Konsenses der 
betroffenen Stakeholder. 

WAS IST DIE STAKEHOLDER-KRISE 
EINES UNTERNEHMENS?

Stand: 9.10.2023

Wie ist der ORF-Beitrag 
für Unternehmen ab 2024 
geregelt?

STEUERTERMINE  |  NOVEMBER 2023

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Sept. 2023   6,0 121,4 131,4

August 2023   7,4 120,9 130,8

Juli 2023   7,0 120,5 130,4

Im ORF-Beitrags-Gesetz 2024 ist auch die Erhebung eines 
ORF-Beitrages für Unternehmen geregelt. Jeder Unternehmer 
hat je Gemeinde, in der zumindest eine Betriebsstätte liegt, für 
die der Unternehmer im vorangegangenen Kalenderjahr Kom-
munalsteuer entrichten musste, den ORF-Beitrag zu entrich-
ten. Unternehmer, die keine Kommunalsteuer zu entrichten 
haben, haben daher auch keinen ORF-Beitrag zu entrichten.

Bemessungsgrundlage für die Staffelung des ORF-Beitrages ist 
die Summe der Arbeitslöhne im Sinne des Kommunalsteuer-
gesetzes, die im vorangegangenen Kalenderjahr an Dienstneh-
mer der in der Gemeinde gelegenen Betriebsstätten gewährt 
worden sind. 

Die Höhe des ORF-Beitrags beträgt je Kalendermonat bei einer 
Bemessungsgrundlage: 

1. bis € 1,6 Millionen einen ORF-Beitrag; 

2. bis € 3 Millionen zwei ORF-Beiträge; 

3. bis € 10 Millionen sieben ORF-Beiträge; 

4. bis € 50 Millionen zehn ORF-Beiträge; 

5. bis € 90 Millionen zwanzig ORF-Beiträge; 

6. über € 90 Millionen fünfzig ORF-Beiträge. 

Je Kalendermonat sind von einem Unternehmer maximal 100 
ORF-Beiträge zu entrichten.

Der Beginn der Beitragspflicht (Anmeldung) und das Ende der 
Beitragspflicht (Abmeldung) sowie eine Änderung der persön-
lichen Daten sind vom Beitragsschuldner zu melden.  Kommt 
man den Meldepflichten des ORF-Beitragsgesetzes nicht nach, 
so drohen Strafen bis zu € 2.180,00.

Weitere Bestimmungen sind zu beachten. Eine Liste von 
Fragen und Antworten zum ORF-Beitrag findet sich unter  
www.gis.at.  
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Fälligkeitsdatum 15. November 2023

USt, NoVA, WerbeAbg  für September

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Oktober

Kammerumlage, Kfz-Steuer  für III. Quartal 2023

ESt- und KÖSt-Vorauszahlung  für IV. Quartal 2023
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